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Thema

Integration findet vor Ort statt
Die sozialräumliche Eingliederung von Zuwanderern ist
Herausforderungen auch für die Wohnungswirtschaft

■ Bettina Reimann

Gegenüber früheren Jahrzehnten werden
Zuwanderer heute immer weniger durch
den Arbeitsmarkt integriert; dafür ge-
winnt das Wohnviertel mit seinen alltäg-
lichen Aufenthaltsorten steigende Bedeu-
tung. Um die Integrationskraft des Quar-
tiers, des Wohnumfeldes und der
Wohnung zu stärken, sind Wohnungs-
unternehmen wichtige Partner.

Die Relevanz des Themas Integration von
Zuwanderern ist unstrittig. Was unter In-
tegration zu verstehen ist, wie sie zu errei-
chen und wer daran beteiligt ist, sind
schon eher Aspekte, die kontrovers dis-
kutiert werden. Ein Blick auf Zahlen mag
zunächst deutlich machen, dass Integra-
tion von Zuwanderern ein Thema ist, das
alle angeht: Kommunen, Wohnungs-
unternehmen, soziale Einrichtungen und
nicht zuletzt die Bewohner einer Stadt
einschließlich der Migranten selbst.

Integration von Zuwanderern betrifft
nicht nur Ausländer. Zwar leben gegen-
wärtig 6,7 Millionen Ausländer in
Deutschland. Jedoch sind in dieser Zahl
Personen, die neben ihrer ausländischen
auch eine deutsche Staatsangehörigkeit
besitzen, nicht erfasst. Rechnet man die
Gruppen der Aussiedler mit rund drei
Millionen Personen und der inzwischen
Eingebürgerten mit rund zwei Millionen
sowie die der illegal sich in Deutschland
aufhaltenden Zuwanderer – dazu, beträgt
die Zahl der Personen mit Migrationshin-
tergrund rund 13 Millionen und damit
etwa 16 Prozent der Gesamtbevölkerung.

Ausländer verteilen sich räumlich nach
Bundesländern und Städten sehr unter-
schiedlich. Während die Ausländeranteile
in vielen Stadtstaaten und Bundesländern
der alten Bundesländer zwischen 12 und
14 Prozent liegen, betragen die Auslän-
deranteile in den neuen Bundesländern
dagegen zwischen zwei und drei Prozent.
Ausländer und Zuwanderer leben vor al-
lem in Großstädten der alten Bundeslän-
der – z.B. Frankfurt am Main und Stutt-
gart – und in Ballungsregionen, in denen

der Anteil von Ausländern über 30 Pro-
zent liegt. Die Ausländeranteile verteilen
sich auch innerhalb des Stadtgebietes
unterschiedlich. In manchen Stadtteilen,
z.B. in Berlin, Frankfurt am Main und
Mannheim, liegt der Ausländeranteil bei
50 Prozent.

Es gibt weitere wichtige Aspekte, die
berücksichtigt werden sollten, wenn über
Integration diskutiert wird: Viele Auslän-
der leben dauerhaft in Deutschland. Sie
haben keine Rückkehrabsichten in ihr
Herkunftsland. Ende 2003 lebte etwa ein
Drittel der ausländischen Bevölkerung
seit 20 Jahren und länger in Deutschland,
19 Prozent sogar 30 Jahre und mehr. 21
Prozent der in Deutschland lebenden
Ausländer wurden hier geboren.

Die Zuwanderergruppen haben sich im
Laufe der letzten Jahrzehnte ausdifferen-
ziert und verändert. Während in den
1960er Jahren die sogenannten Gastar-
beiter die prägende Zuwanderergruppe
waren und damit die Arbeitsmigration
der zentrale Wanderungsgrund war, gibt
es heute in größerem Ausmaß Familien-
nachzüge, Zuzüge von Aussiedlern,
Flüchtlingen und Asylbewerbern sowie
von ausländischen Studierenden und Sai-
sonarbeitnehmern.

Und nicht zuletzt: Zuwanderer zählen
häufiger als deutschen Einwohner zu den
sozial und finanziell benachteiligten Be-
völkerungsgruppen. Gegenüber den
1960er und 1970er Jahren ist der Anteil
der Ausländer, die im Berufsleben stehen,
deutlich gesunken. Die Arbeitslosigkeit
von Ausländern liegt seit vielen Jahren
doppelt so hoch wie die der deutschen Be-
völkerung. Durch den Arbeitsmarkt wer-
den immer weniger Zuwanderer inte-
griert. Darüber hinaus bestehen nicht nur
auf dem Arbeits-, sondern auch auf dem
Wohnungsmarkt Benachteiligungen für
Zuwanderer. So ist die Wohneigentums-
quote von Ausländern deutlich geringer
als von Deutschen, Ausländer leben be-
engter als Deutsche und die Wohnungen
von Zuwanderern sind häufig schlechter
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ausgestattet, jedoch nicht preiswerter als
die deutscher Mieter.

Da gegenüber früheren Jahrzehnten die
Integrationskraft des Arbeitsmarktes ab-
genommen hat, gewinnen das Wohnvier-
tel und die Wohnung als alltägliche Auf-
enthaltsorte steigende Bedeutung für die
Integration. Um die Integrationskraft des
Quartiers, des Wohnumfeldes und der
Wohnung zu stärken, sind Wohnungs-
unternehmen wichtige Akteure.

Kreativität erwünscht

Integration findet vor Ort statt. Inte-
grationspolitik benötigt daher einen sozi-
alräumlichen Ansatz. Für die Integra-
tionsleistungen der Quartiere sind ver-
schiedene Handlungsfelder relevant, für
die Maßnahmen entwickelt werden kön-
nen. Bei einigen Handlungsfeldern und
Maßnahmen ist die Mitwirkung der

Wohnungswirtschaft unerlässlich. Ihr
Einfluss kann sich noch dadurch verstär-
ken, dass die Wohnungswirtschaft mit so-
zialen Einrichtungen und Trägern koope-
riert und hierdurch vielfältigen Aufgaben
des Sozialmanagements übernimmt. Drei
kreative Beispiele können dies zeigen:

1.Sicherheitsempfinden im Quartier er-
höhen: Die Beeinträchtigung des Si-

cherheitsempfindens bei Bewohnern im
Quartier wirkt integrationshemmend. Dif-
fuse Ängste werden in der Regel auf »Frem-
de« projiziert, auf Personen, die sich durch
Aussehen, Sprache und Veralten von Ein-
heimischen unterscheiden. Das Unsicher-
heitsgefühl kann durch bauliche Maßnah-
men, beispielsweise durch die Verbesserung
der Beleuchtung und die Beseitigung von
Sichthindernissen verkleinert werden. Das
Sicherheitsempfinden der Bewohner wird
zudem durch personelle Maßnahmen, wie
die Präsenz von Hausbetreuern, verbessert.

Die Nassauische Heimstätte Wohnungs-
und Entwicklungsgesellschaft mbH in
Frankfurt am Main beschäftigt beispiels-
weise auf regulären Stellen sogenannte
Haus- und Siedlungsbetreuer. Die »Hasis«
sind in den Siedlungen präsent, wohnen
zum Teil dort und übernehmen Pflegetätig-
keiten in den Gebäuden und Außenanlagen.
Sie sind auch Ansprechpartner für die Mie-
terschaft, helfen bei nachbarschaftlichen
Konflikten, übernehmen kleinere Reparatu-
ren in den Wohnungen, begrüßen Neumie-
ter und erläutern ihnen die Hausordnung.
Hervorgegangen aus einer beschäftigungs-
politischen Maßnahme für Langzeitarbeits-
lose, sind es vornehmlich ältere Arbeitneh-
mer mit und ohne Migrationshintergrund,
die dauerhaft als Haus- und Siedlungsbe-
treuer beschäftigt werden.

2.Nutzungsmischung im Quartier för-
dern: Nutzungsgemischte Quartiere

bieten häufig bessere Bedingungen für die
Integration als monofunktionale Groß-
wohnsiedlungen. Die Funktion von ge-
mischt genutzten Stadtteilen als »Brücken«
in die Aufnahmegesellschaft können durch
Maßnahmen gefördert werden, die die Mi-
schung von Wohnen und Gewerbe gewähr-
leisten und darauf zielen, neue Bevölke-
rungsgruppen für die Quartiere zu gewin-
nen. Durch das Bereitstellen von
kostengünstigen Gewerberäumen in Erdge-
schosszonen können Wohnungsunterneh-
men hierzu einen Beitrag leisten.

Es gibt nur einen Ausweg aus diesem Dilemma, das bundesweit zu beobachten ist:
die Problemgruppen auf einen möglichst großen Wohnungsbestand zu verteilen, der
möglichst viele Vermieter umfasst.
Dazu gehört zum einen die Freistellung von Belegungsbindungen in überlasteten Be-
ständen und dort auch die Aussetzung der Erhebung der Fehlbelegungsabgabe. Im
Gegenzug können die Vermieter anbieten, die Problemhaushalte in anderen, nicht
gebundenen Teilen ihres Wohnungsbestandes unterzubringen.
Zum zweiten gehört dazu die Kooperation zwischen Kommunen, Wohnungswirt-
schaft und sozialen Trägern. Die Wohnungswirtschaft bietet dabei Wohnraum an,
und die sozialen Träger und die Kommunen wirken bei der Betreuung der Problem-
haushalte mit, sodass ein gemeinsames Soziales Management organisiert werden
kann. Die Wohnungsunternehmen, die bei diesen Kooperationen mitwirken, müs-
sen allerdings von den betriebswirtschaftlichen Risiken einer Vermietung an Pro-
blemgruppen entlastet werden, beispielsweise durch die Übernahme von Mietzah-
lungsgarantien und etwaigen Instandsetzungskosten durch die Kommune.
In einem laufenden Projekt für das Bundesbauministerium hat das InWIS festgestellt,
dass es bundesweit in 58 Prozent aller Kommunen Kooperationen gibt. Zur Verrin-
gerung der Gettoisierungsproblematik haben sie jedoch nur in seltenen Fällen bei-
tragen können, häufiger dagegen sogar zu einer Verschärfung. Der Grund liegt dar-
in, dass in den meisten Kommunen nur ein einziges Wohnungsunternehmen – näm-
lich das kommunale – in die Kooperation eingebunden ist, das dann mit zu hohen
Versorgungsquoten überlastet wird. Je mehr Vermieter sich an solchen Kooperatio-
nen beteiligen, desto geringer wird die Belastung für den einzelnen. Damit sich zahl-
reiche Vermieter daran beteiligen, müssen ihnen jedoch die betriebswirtschaftlichen
Risiken für ihren Beitrag zur Bewältigung der gesamtgesellschaftlichen Probleme ab-
genommen, und es müssen ihnen Anreize für die Beteiligung an der Kooperation ge-
boten werden.
Eine Kooperation bei der Organisation des Sozialen Managements und bei seiner Fi-
nanzierung könnte einen solchen Anreiz darstellen.
Quelle: Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern, 1999: Sozialarbeit
von Wohnungsunternehmen. Neue Herausforderungen für die Wohnungsunternehmen im
Zuge des sozialen und demographischen Wandels. Arbeitsblätter zum Wohnungsbau. (Inter-
net http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/soz_ma-
nag/arb_blatt/arb_bl_sozialarbeit.pdf)

Ausweg aus der Gettobildung

Bericht der Unabhängigen Kommission
»Zuwanderung«, Berlin 2001. (Auf der
Website http://www.bmi.bund.de ge-
langt man unter dem Schwerpunkt
»Zuwanderung« unter »Daten und
Fakten« zum Bericht der Kommission
»Zuwanderung« wie auch zu den im
Auftrag erstellten Gutachten.)

Internet http://www.zuwanderer-in-
der-stadt.de

Internet http://www.integrationsbeauf-
tragte.de

Soziales Management in Wohnungs-
unternehmen. Eine Dokumentation.
Hg: Verband baden-württembergischer
Wohnungsunternehmen. 2005.

Verbundpartner »Zuwanderer in der
Stadt« (Hg.), Zuwanderer in der Stadt.
Empfehlungen zur stadträumlichen In-
tegrationspolitik. Darmstadt 2005.
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3.Nachbarschaften stärken: Die nega-
tiven Zuschreibungen, mit denen

Wohnsiedlungen zu kämpfen haben, wir-
ken auf die Bewohner zurück und er-
schweren den Integrationsprozess. Das
Image der Quartiere und die Identifika-
tion der Bewohner mit dem Wohnumfeld
können durch bauliche Maßnahmen an
den Gebäuden und in der Wohnumge-
bung sowie durch die Einrichtung von
Mietergärten verbessert werden. Auf Initi-
ative der SAGA/GWG (Wohnungsunter-
nehmen im Eigentum der Stadt Hamburg)
wurde ein Innenhof einer Großwohnsied-
lung unter Beteiligung der Mieter umge-
staltet und Mietergärten geschaffen. Die
Beteiligungsmaßnahmen haben dazu ge-
führt, dass sich viele Mieter untereinander
kennen gelernt haben und heute Nachbar-
schaft – v.a. zwischen den Mietergärtnern
– gelebt wird. Die soziale Kontrolle im
Hof ist hoch, die Mieter kümmern sich
um die Pflege der Gärten und die Ord-
nung in den Gemeinschaftsbereichen.

mern bietet gute Möglichkeiten, die sozi-
alen Aufgaben der Wohnungswirtschaft
effektiv und abgestimmt in stadtteilbezo-
gene Konzepte zu integrieren. In Mann-
heim hat das kommunale Wohnungs-
unternehmen, die GBG, sogar die Feder-
führung bei der Implementierung von
Quartiermanagement in zwei Stadtteilen
übernommen und beteiligt sich an zwei
weiteren Projekten am Bund-Länder-Pro-
gramm »Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf – Die Soziale Stadt«
(vgl. den Beitrag von Stefan Möhrke in
diesem Heft). Das Diakonische Werk
Mannheim hat in einigen Quartieren die
sozialarbeiterische Begleitung der Sanie-
rungsmaßnahmen als Auftragnehmer der
GBG übernommen.

Die Kunden der Wohnungswirtschaft,
ihre Mieter, sind so heterogen wie die Be-
wohnerschaft eines Stadtteils. In man-
chen Gebieten kommt es zwischen Mie-
tern mit Migrationshintergrund und Mit-
arbeitern der Wohnungswirtschaft zu

Vandalismus ist seit der Umgestaltung
kein Problem mehr. Die GWG als Woh-
nungseigentümerin stellt zudem fest, dass
kaum noch Mieterfluktuation zu verzeich-
nen ist.

Erfolgsfaktoren bekannt

Wohnungsunternehmen können und
müssen sich nicht alleine der Aufgabe der
Integration annehmen. Insbesondere die
Quartierebene bietet gute Möglichkeiten,
quartierbezogene Netzwerke zwischen
Maßnahmeträgern, wie Wohnungsunter-
nehmen und anderen Akteuren, wie
Schulen, sozialen Einrichtungen und Trä-
gern aufzubauen und zu festigen.

Der Moderation und Koordination in
solchen Netzwerken vor Ort im Sinne ei-
nes Quartiermanagements kommt ent-
scheidende Bedeutung zu. Die Zu-
sammenarbeit von Quartiermanagement,
Wohnungsunternehmen und Eigentü-

Unter Integration verste-
hen wir den dauerhaften
Prozess der Eingliede-
rung von Zuwanderern
und Menschen mit Mi-
grationshintergrund in
die Aufnahmegesell-
schaft sowie die Anglei-
chung ihrer Lebenslagen
ohne Aufgabe der je-
weils eigenen kulturellen
Identität. Gleichzeitig
verstehen wir Integra-
tion als eine dauerhafte
gesellschaftliche und po-
litische Aufgabe, bei der
Zuwanderer, Menschen
mit Migrationshinter-

grund und die Mitglieder der Aufnahmegesellschaft ihre
unterschiedlichen Beiträge erbringen müssen.
Der gesellschaftliche Integrationsprozess vollzieht sich in ver-
schiedenen Dimensionen. Dem Wiesbadener Integrationskon-
zept sowie dem Monitoringsystem liegen die folgenden vier
Dimensionen zugrunde, anhand derer Stand und Entwicklun
der Integration gemessen und gesteuert werden sollen:
● Strukturelle Integration – Eingliederung in Kerninstitutio-

nen der Aufnahmegesellschaft: Integration beinhaltet zu-
nächst zentral den Erwerb eines Mitgliedsstatus in den
Kerninstitutionen der Aufnahmegesellschaft: Wirtschaft
und Arbeitsmarkt, Bildungs- und Qualifikationssysteme,
Wohnungsmarkt und politische Gemeinschaft. Strukturelle
Integration ist der Erwerb von Rechten und der gleichbe-
rechtigte Zugang zu Positionen in den Kerninstitutionen der

aufnehmenden Gesellschaft. Die Aufgabe der Kommune be-
steht darin, die Offenheit der gesellschaftlichen Kerninstitu-
tionen auch für die Zuwanderer sicherzustellen.

● Kulturelle Integration – Spracherwerb und Entwicklung
neuer kultureller Muster: In einigen Lebensbereichen setzt
der Erwerb eines Mitgliedsstatus auch einen Lern- und So-
zialisationsprozess seitens der Zuwanderer voraus, um eine
Mitglieds- und Partizipationsrolle überhaupt ausfüllen zu
können. Integration beinhaltet deshalb auch Prozesse kog-
nitiver, kultureller, verhaltens- und einstellungsbezogener
Veränderungen, die sogenannte kulturelle Integration. Zen-
tral hierbei ist das Erlernen der deutschen Sprache, um eine
gemeinsame Verständigung zu ermöglichen.

● Soziale Integration – Eingliederung in private Sphären der
Aufnahmegesellschaft; Die soziale Integration beschreibt
den Erwerb gesellschaftlicher Mitgliedschaft der Zuwande-
rer und Bevölkerung mit Migrationshintergrund in der Auf-
nahmegesellschaft, so z.B. Gruppen- und Vereinsmitglied-
schaften, Freundeskreis etc.

● Identifikatorische Integration – Zusammengehörigkeitsge-
fühl: Die identifikatorische Integration spiegelt die subjektive
Seite der Integration wieder. Sie zeigt sich in neuen persön-
lichen Zugehörigkeits- und Identifizierungsgefühlen der Mi-
granten zur Aufnahmegesellschaft bzw. zu Stadt und Region,
in der sie leben. Die Dimensionen bauen sich stufenweise auf
und bilden somit auch den Prozess der Integration ab. Alle
vier Dimensionen der Integration können durch die Umset-
zung dieses Integrationskonzeptes nicht in gleichem Maße be-
einflusst werden. Die Stadt schafft Voraussetzungen insbe-
sondere im Bereich der strukturellen Integration. Auswirkun-
gen auf die anderen Dimensionen sollten sich daraus ergeben.

Quelle: Integrationskonzept für die Landeshauptstadt Wiesbaden,
Wiesbaden 2004.

Was heißt eigentlich »Integration«?
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Verständigungsschwierigkeiten. Ein inter-
kulturelles Kompetenztraining für Mitar-
beiter kann dazu beitragen, die Sensibi-
lität für unterschiedliche Kulturen und
Gewohnheiten zu entwickeln.

Integration ist jedoch nicht nur eine
Aufgabe der Aufnahmegesellschaft. Auch
die Zuwanderer sind gefordert. Die

Selbstorganisation von Zuwanderern
kann zum Integrationserfolg beitragen.
Die Artikulation von Interessen ist eine
zentrale Voraussetzung, um partizipieren
zu können. Eine enge Zusammenarbeit
zwischen Wohnungsunternehmen, Trä-
gern sozialer Maßnahmen und ethni-
schen Vereinigungen kann dies beför-
dern. Die Selbstorganisation kann auch
durch die Bereitstellung geeigneter Räum-
lichkeiten im Quartier unterstützt wer-
den. Das Soziale Management der GBG
Mannheim bietet beispielsweise Mie-
terinitiativen und Selbsthilfegruppen pro-
fessionelle Unterstützung an. Es fördert
Mieter, die durch ehrenamtliches Engage-
ment zur Verbesserung ihres Wohnumfel-
des beitragen möchten.

Perspektiven

Trotz vielfältiger Aktivitäten und er-
folgreicher Maßnahmen stehen viele
Wohnungsunternehmen vor Problemen.
Unsicherheiten bestehen insbesondere im
Umgang mit der räumlichen Konzentra-
tion von Zuwanderern, das heißt mit der
ethnischen Segregation. Viele Wohnungs-
unternehmen diskutieren immer wieder
die Frage, wann ein Quartier »kippt« und
wie viele Zuwanderer in einem Haus oder
einem Stadtteil sozialverträglich sind.
Häufig werden Gebiete, in denen über-
wiegend Zuwanderer leben, als Problem
angesehen.

Übersehen wird dabei allzu leicht, dass
Segregation vorrangig kein Ausländerk
sondern ein Armutsproblem ist. Die Kon-
zentration von Einwandern in von Armut
und Arbeitslosigkeit geprägten Stadtteilen
ist vor allem eine Folge der Segregation
nach sozialer Lage.

Zuwanderer sind in besonders hohem
Maße von Arbeitslosigkeit und Armut
betroffen und sie leben häufig in Quartie-
ren, die aufgrund fehlender Ressourcen
auch als benachteiligende Quartiere be-
zeichnet werden. Diese räumliche Kon-
zentration von Zuwanderern in bestimm-
ten Quartieren ist oft nicht selbst gewählt,

sondern Ergebnis von Zwängen und auch
Diskriminierungen auf dem Wohnungs-
markt. Sie ist auch ein Resultat sozial se-
lektiver Wanderungen (Wegzug Besser-
verdienender).

Segregation ist in einigen großstädti-
schen Stadtteilen Realität und Norma-
lität, das heißt: Ist sie einmal da, kann sie
nicht einfach wieder rückgängig gemacht
werden. Die Integration von Zuwande-
rern in der Stadt muss daher unter den
Bedingungen der sozialräumlichen Segre-
gation gelingen. Politik, Verwaltung,
Wohnungswirtschaft, Soziale Arbeit und
viele weitere Akteure müssen sich dieser
Herausforderung stellen. ◆

»Jeder fünfte in Deutschland lebende
Ausländer wurde hier geboren«
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